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Stand: 23. August 2022 

Hinweise zum Diskussionspapier „65 Prozent erneuerbare 
Energien beim Einbau von neuen Heizungen ab 2024“ 
– vorläufig – 

1 Allgemeine Einschätzung 
Die	Umstellung	des	Heizungsmarktes	auf	erneuerbare	Energien	zählt	zu	den	größten	
Herausforderungen	für	den	Klimaschutz	im	Gebäudebestand.		

Der	Anteil	erneuerbarer	Energien	an	der	gesamten	Wärmeversorgung	(inkl.	
Fernwärmeverbrauch)	stagnierte	lange	und	stieg	in	den	letzten	Jahren	nur	um	wenige	
Prozentpunkte	auf	16,5	%,	davon	entfallen	78,1	%	auf	Biobrennstoffe.1	Der	EE-Anteil	an	der	
Fernwärmeerzeugung	beträgt	dabei	18,8	%.	Der	Anteil	erneuerbarer	Energien	am	
Endenergieverbrauch	Wärme	im	Sektor	Haushalte	22,5%	(direkte	Nutzung	vor	Ort,	ohne	
Fernwärmenutzung)	beträgt,	davon	wiederum	entfallen	77,4	%	auf	biogene	Energieträger.		

Der	Gebäudebestand	hat	seine	THG-Ziele	laut	Klimaschutzgesetz	2020	und	2021	verfehlt2	und	
wird	bei	der	bisherigen	Politik	das	Ziel	von	67	Mt	CO2	im	Jahr	2030	um	17	Mt	übersteigen.3	Der	
forcierte	Einsatz	erneuerbarer	Energie	für	die	Heizung	von	Gebäuden	liefert	bis	2030	den	
größten	Minderungsbeitrag	(6	Mt).4		

► Das	Konzept	beschreibt	ein	zentrales	Element,	die	Klimaschutzziele	im	
Gebäudebestand	zu	erreichen.		

► Dennoch	birgt	der	Vorschlag	die	Gefahr,	umweltbelastende	Fehlentwicklungen	
anzustoßen.	Das	betrifft	insbesondere	die	Folgen	für	Luftqualität	und	den	Verlust	des	
Waldes	als	Kohlenstoffsenke	durch	die	Nutzung	von	Holz,	aber	auch	den	Einsatz	von	
Biomethan	im	Wärmemarkt.		

► Erneuerbare	Energien,	die	lokal	keine	Brennstoffe	einsetzen,	wie	Wärmepumpen	und	
Anschlüsse	an	Wärmenetze,	sind	daher	die	prioritären	Lösungen.	

► Daher	geben	wir	im	Folgenden	Hinweise,	welches	Ausmaß	die	Umweltbelastungen	
annehmen	können	und	mit	welchen	Kriterien	sie	sich	vermeiden	oder	wenigstens	
begrenzen	lassen.		

► Darüber	hinaus	geben	wir	weitere	Hinweise	zur	präziseren	Umsetzung	des	Konzepts.	

 

1	https://www.umweltbundesamt.de/themen/klima-energie/erneuerbare-energien/erneuerbare-energien-in-zahlen,	
https://www.erneuerbare-energien.de/EE/Redaktion/DE/Downloads/zeitreihen-zur-entwicklung-der-erneuerbaren-energien-in-
deutschland-1990-2021-excel.xlsx		
2	https://www.umweltbundesamt.de/presse/pressemitteilungen/treibhausgasemissionen-stiegen-2021-um-45-prozent		
3	Vgl.	Projektionsbericht	2021,	https://www.umweltbundesamt.de/themen/klima-energie/klimaschutz-energiepolitik-in-
deutschland/szenarien-fuer-die-klimaschutz-energiepolitik/integrierte-energie-treibhausgasprojektionen		
4	Politikszenarien	X,	Klimaschutz-Instrumente-Szenario,	unveröffentlicht.	
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2 Holz 

2.1 Luftqualität 
Für	die	Luftqualität	sind	bei	der	Nutzung	von	fester	Biomasse	zur	Gebäudeheizung	v.	a.	
die	hohen	Feinstaubemissionen	relevant.	Eine	Ausweitung	dieser	Nutzung	über	das	
bisher	projizierte	Maß	hinaus	führt	dazu,	dass	

► Deutschland	seine	Minderungsverpflichtung	bezüglich	der	PM2,5-Emissionen	bis	2030	
noch	schwerer	einhalten	kann	und	sich	die	auch	jetzt	schon	bestehende	
Minderungslücke	weiter	vergrößert	und	

► die	neuen	Luftqualitätsleitlinien	der	Weltgesundheitsorganisation	(WHO)	bezüglich	
PM2,5,	an	denen	sich	die	derzeit	in	der	Novellierung	befindliche	
Luftqualitätsrichtlinien	der	EU	orientiert	werden,	noch	schwerer	einzuhalten	sind.	

2.1.1 Überblick über die Wirkungszusammenhänge und die aktuelle Situation in 
Deutschland 

Bei	Verbrennungsprozessen	–	und	gerade	in	hohem	Maße	bei	der	Verbrennung	von	
Festbrennstoffen	–	entstehen	Belastungen	der	Atemluft	u.	a.	mit	Feinstaub	(PM10,	PM2,5)5,	
polyzyklischen	aromatischen	Kohlenwasserstoffen	(PAK)6,	Benzo(a)pyren	(B(a)P)7,	Dioxinen	
und	Furanen8,9,10,	sowie	verschiedenen	weiteren	nachweislich	gesundheitsgefährdenden	
Schadstoffen.	Insbesondere	Feinstaub	schädigt	die	Gesundheit	beträchtlich.	Dies	bestätigt	auch	
die	Nationale	Akademie	Leopoldina11.	Berechnungen	des	UBA	für	das	Jahr	2015	mit	einer	sehr	
konservativen	Berechnungsmethodik	zeigen,	dass	in	Deutschland	ca.	41.500	attributable	
Todesfälle	auf	die	Belastung	der	Bevölkerung	mit	Feinstaub	zurückzuführen	sind12.		

Die	Verbrennung	von	Holz	ist	für	rund	20	%	der	deutschen	Feinstaubemissionen	(PM2,5)	und	für	
mehr	als	2/3	der	PAK-Emissionen	verantwortlich.	Das	führt	dazu,	dass	die	Verbrennung	von	
Holz	häufig	mit	gesundheitlichen	Einschränkungen	und	Folgewirkungen	sowie	
Geruchsbelästigung	und	Beschwerden	in	der	Nachbarschaft	einhergeht.	So	lässt	sich	aus	
verschiedenen	Studienergebnissen	ableiten,	dass	in	den	Wintermonaten	der	Anteil	der	
Holzfeuerungen	bis	zu	25	%	an	der	gesamten	Feinstaubbelastung	betragen	kann.	Selbst	in	
Ballungsräumen	liegt	dieser	Anteil	oft	über	10	%13.	Dieser	relativ	hohe	Beitrag	der	Holzfeuerung	
ist	dabei	auch	dadurch	bedingt,	dass	die	winterlichen	Emissionen	häufig	auf	ungünstige	
meteorologische	Austauschbedingungen	treffen,	so	dass	sich	die	Partikel	in	Bodennähe	
anreichern	können.	
 

5	https://www.umweltbundesamt.de/themen/luft/luftschadstoffe/feinstaub		
6	https://www.umweltbundesamt.de/service/uba-fragen/warum-sind-pak-fuer-den-menschen-die-umwelt		
7	https://www.umweltbundesamt.de/benzoapyren-im-feinstaub#textpart-1		
8	https://www.umweltbundesamt.de/themen/chemikalien/dioxine#textpart-6		
9	https://www.umweltbundesamt.de/daten/chemikalien/dioxine-polychlorierte-biphenyle-pcb-in-der-umwelt#textpart-1		
10	https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/1410/publikationen/2018_10_uba_hg_dioxine_bf_neu.pdf		
11	Nationale	Akademie	der	Wissenschaften	Leopoldina	(2019):	Saubere	Luft.	Stickstoffoxide	und	Feinstaub	in	der	Atemluft:	
Grundlagen	und	Empfehlungen.	Halle	(Saale),	
https://www.leopoldina.org/uploads/tx_leopublication/Leo_Stellungnahme_SaubereLuft_2019_Web.pdf		
12	https://www.umweltbundesamt.de/daten/umwelt-gesundheit/gesundheitsrisiken-durch-feinstaub#textpart-1;	

https://www.umweltbundesamt.de/indikator-gesundheitsrisiken-durch-feinstaub#textpart-1		
13	UBA	2015:	Luftqualität	2014,	vorläufige	Auswertung	https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/luftqualitaet-2014	;	Seite	
16	
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Auch	wenn	moderne	Pelletheizungen	geringere	Feinstaubemissionen	haben	als	alte	
Scheitholzfeuerungen,	so	sind	die	Feinstaubemissionen	dennoch	deutlich	höher	als	die	
Feinstaubemissionen	von	Öl-	und	Gasfeuerungen	oder	von	Wärmepumpen.	Daher	führt	der	
Austausch	von	Öl-	bzw.	Gasheizung	durch	eine	Pelletheizung	zwangsläufig	zu	höheren	
Feinstaubemissionen	und	auch	zu	einer	Verschlechterung	der	Luftqualität.			

Derzeit	gibt	es	ca.	21	Mio.	Gas-	und	Öl-Heizkessel	im	Bereich	der	privaten	Haushalte	und	des	
Dienstleistungssektor	in	Deutschland	im	Vergleich	zu	1	Mio.	Festbrennstoffkessel.	Der	Einsatz	
von	Heizöl	und	Erdgas	liegt	dabei	mit	1.860	PJ	bei	ungefähr	dem	19-fachen	im	Vergleich	zum	
Holzeinsatz	in	den	1.000.000	Festbrennstoffkesseln	mit	100	PJ.	Ein	weitgehender	Ersatz	fossiler	
Brennstoffe	durch	Biomasse	ist	daher	nicht	möglich.	Vor	dem	Hintergrund	der	nachhaltig	
verfügbaren	Biomasse,	aber	auch	vor	dem	Hintergrund	der	Luftqualität	in	Deutschland	
erscheint	der	zusätzliche	Holzeinsatz	in	Biomassefeuerungen	nur	in	Einzelfällen	geboten	zu	sein.	

Im	UBA-Forschungsvorhaben	BioWise	wurden	Abschätzung	vorgenommen,	welche	Auswirkung	
der	Einsatz	fester	Biomasse	im	Rahmen	der	65	-%-EE-Heizungsvorgabe	haben	wird.	Dabei	wird	
sehr	deutlich,	dass	es	selbst	in	der	restriktivsten	Variantenrechnung,	bei	der	feste	Biomasse	nur	
in	Gebäuden	der	schlechtesten	Effizienzklasse	(H)	als	EE	-Erfüllungsoption	zulässig	ist,	zu	einem	
Anstieg	gegenüber	der	gegenwärtigen	Nutzung	kommen	wird.	Es	bedarf	eines	restriktiven	
Umgangs	mit	fester	Biomasse	im	Rahmen	der	65	-%-EE-Heizungsregelung,	insbesondere	vor	
dem	Hintergrund	bereits	jetzt	bestehender	und	wachsender	Nutzungskonkurrenzen	und	-
risiken.	

Abbildung 1: Biomasseverbrauch Zentralfeuerung mit 65 %-Erneuerbare-Regelung bei 
unterschiedlicher Ausgestaltung der kaskadischen Nutzung  

 

	
vorläufige Ergebnisse 
Quelle: Umweltbundesamt, Wirkmechanismen von Regelungen und Förderinstrumenten des Bundes und der Länder auf 
den Einsatz fester Biomasse in der Wärmeerzeugung, im Erscheinen 

2.1.2 Zur Erreichung der Minderungsverpflichtungen nach der neuen NEC-Richtlinie 
(EU) 2016/2284: 

Gemäß	der	neuen	NEC-Richtlinie	(NEC	=	National	Emission	Ceiling)	muss	Deutschland	seine	
PM2,5-Emissionen	bis	2030	im	Vergleich	zu	2005	um	43	%	reduzieren.	Dazu	erstellt	das	UBA	in	
regelmäßigen	Abständen	Emissionsprognosen,	um	die	Zielerreichung	zu	überprüfen.	Außerdem	
ist	mindestens	alle	vier	Jahre	ein	nationales	Luftreinhalteprogramm	vorzulegen,	in	dem	die	
notwendigen	Maßnahmen	zur	Zielerreichung	darzulegen	und	zu	quantifizieren	sind.	
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In	den	aktuellen	Prognosen	aus	dem	Jahr	2022,	die	für	das	nächste	im	Jahr	2023	vorzulegende	
nationale	Luftreinhalteprogramm	vom	UBA	erstellt	wurden,	besteht	im	sog.	WM-Szenario	eine	
Lücke	zur	Einhaltung	der	Reduktionsverpflichtung	in	2030	von	einer	Kilotonne	(kt),	bei	einer	
Gesamtemission	von	dann	rund	78	kt.	Das	WM-Szenario	berücksichtigt	dabei	alle	bis	zu	einem	
bestimmten	Zeitpunkt	beschlossenen	Maßnahmen	und	basiert	in	den	Aktivitätsraten	auf	dem	
Mit-Maßnahmen-Szenario	(MMS)	des	Projektionsberichts	2021.	Um	die	
Reduktionsverpflichtung	für	PM2,5	trotzdem	einhalten	zu	können,	ist	gegenüber	dem	WM-
Szenario	eine	Reduzierung	des	Biomasseeinsatzes	oder	eine	Reduzierung	des	mittleren	
Emissionsfaktors	über	den	gesamten	Anlagenbestand,	z.	B.	durch	eine	Verschärfung	der	
geltenden	Emissionsgrenzwerte,	notwendig:		

► Für	eine	Einhaltung	der	Reduktionsverpflichtung	in	2030	müsste	der	durch	Biomasse	
abgedeckte	Endenergiebedarf	in	2030	um	mindestens	4,5	TWh	sinken	(vorausgesetzt,	die	
alternativ	zur	Deckung	des	Endenergiebedarfs	eingesetzten	Energieträger	emittieren	keinen	
Feinstaub).	

► Alternativ	wäre	der	mittlere	Staub-Emissionsfaktor	über	den	gesamten	Anlagenbestand	
hinweg	im	Praxisbetrieb	(und	somit	in	etwa	auch	der	auf	dem	Prüfstand	einzuhaltende	
Grenzwert)	in	2030	um	mindestens	5	mg/m³	(x	%)	gegenüber	dem	Emissionsfaktor	in	2030	
im	WM-Szenario	zu	reduzieren.	

Bei	einer	Kombination	beider	Handlungsoptionen	könnten	diese	jeweils	weniger	weitgehend	
ausgestaltet	sein.	

Eine	darüber	hinausgehende	Bewertung	der	Auswirkungen	einer	Umsetzung	des	
Konzeptpapiers	„65	Prozent	EE	beim	Einbau	von	neuen	Heizungen	ab	2024“	ergibt	sich	aus	dem	
laufenden	Vorhaben	„Wirkmechanismen	von	Regelungen	und	Förderinstrumenten	des	Bundes	
und	der	Länder	auf	den	Einsatz	fester	Biomasse	in	der	Wärmeerzeugung“,	das	im	Auftrag	des	
UBA	durchgeführt	wird	(FKZ	3720	43	504	0).	Das	Vorhaben	kommt	zu	dem	Schluss,	dass	in	
Variante	b)	etwa	20	bis	25	TWh	zusätzlicher	Primärenergieverbrauch	(also	tatsächlich	
eingesetzte	feste	Biomasse)	bei	fester	Biomasse	bis	2030	zu	erwarten	sind.	Bei	Variante	a)	
kommt	es	im	Szenario	zu	einer	Zunahme	des	Primärenergieverbrauches	bei	fester	Biomasse	für	
Raumwärme	und	Warmwasser	in	Wohngebäuden	und	Nichtwohngebäuden	von	über	35	TWh.	
Somit	ergäben	sich	nach	dieser	Einschätzung	potenzielle	PM2,5-Mehremissionen	von	2,7	kt	(bei	
Variante	b))	bis	4,7	kt	(bei	Variante	a))	in	2030	gegenüber	dem	aktuellen	WM-Szenario.		

Die	Lücke	zur	Einhaltung	der	Reduktionsverpflichtung	für	PM2,5	würde	damit	ohne	weitere	
Maßnahmen	auf	3,7	bis	5,7	kt	in	2030	anwachsen.	Alternative	Maßnahmenoptionen	zur	
Kompensation	der	potenziellen	Mehremissionen	bzw.	zur	Einhaltung	der	Reduktions-
verpflichtung	für	PM2,5	in	2030	sind	nicht	ohne	Weiteres	verfügbar.	Diese	müssten	in	jedem	Fall	
eine	Vielzahl	von	Quellgruppen	regulieren,	da	ein	derartiges	Minderungspotenzial	in	keiner	
anderen	einzelnen	Quellgruppe	vorhanden	ist.	

Zur	Umsetzung	kommt	gemäß	den	obenstehenden	Ausführungen	nur	Variante	b)	des	
Konzeptpapiers	in	Frage.	Die	darin	unter	Stufe	2	benannten	Möglichkeiten	sollten	mindestens	
im	Fall	von	fester	Biomasse	an	weitere	Kriterien	gekoppelt	sein.	Diese	könnten	sein:	

► zulässige	Brennstoffe	einschränken	

► Staub-Emissionsgrenzwerte	z.	B.	gemäß	BEG-Innovationsbonus	festlegen	

► Nachhaltigkeitskriterien	für	feste	Biomasse	restriktiv	festlegen	

► keine	Ausnahmemöglichkeiten	vorsehen	(oder	Ausnahmemöglichkeiten	soweit	wie	möglich	
einschränken	und	möglichst	exakt	definieren,	siehe	Abschnitt	5)	
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► Einführung	einer	Mieter*innenschutzvorschrift	bei	Kosten	über	Grundversorgungstarif	auch	
für	feste	Biomasse	vorsehen	

Alternativ	müsste	ein	optionales	Verbot	des	Zubaus	von	Biomasseheizungen	im	GEG	festgelegt	
werden,	wenn	sich	abzeichnet,	dass	die	PM2,5-Reduktionsverpflichtungen	über	mehrere	Jahre	
hinweg	überschritten	werden.	Sollte	das	nicht	genügen,	sind	sogar	noch	weitreichendere	
nationale	Einschränkungen	der	Nutzung	von	Biomasseheizungen	denkbar.	

2.1.3 Zur Erreichung der neuen WHO-Luftqualitätsleitlinien, auch im Rahmen der 
novellierten Luftqualitätsrichtlinien: 

Die	(WHO)14,15	hebt	regelmäßig	die	hohe	Bedeutung	des	Feinstaubs	für	die	negativen	Wirkungen	
durch	Luftverschmutzung	auf	die	Gesundheit	hervor.	Darüber	hinaus	zeigen	aktuelle	
systematische	epidemiologische	Übersichtsarbeiten	auf,	dass	es	für	die	schädlichen	Wirkungen	
von	Feinstaub	für	PM2,5	keine	und	für	PM10	–	wenn	überhaupt	–	nur	eine	sehr	niedrige	
Wirkschwelle16,17	gibt,	die	weit	unterhalb	der	aktuellen	Grenzwerte	der	EU-Luftqualitäts-
richtlinie	liegt.	Darüber	hinaus	gilt	als	gesichert,	dass	neben	der	Langzeitbelastung	gegenüber	
Feinstaub	auch	kurzzeitige	Expositionen	deutliche	Auswirkungen	auf	die	Gesundheit	besitzen18.	
Die	WHO	hat	daher	in	ihrer	kürzlich	im	September	2021	veröffentlichten	globalen	
Aktualisierung	der	Luftqualitätsleitlinie	sowohl	für	PM10	als	auch	für	PM2,5	deutlich	abgesenkte	
Richtwerte	festgelegt19,20.	Eine	Einhaltung	dieser	Richtwerte	würde	die	Krankheitslast	in	der	
Bevölkerung	erheblich	reduzieren.	Aus	diesem	Grund	plant	die	Europäische	Kommission	im	
Rahmen	der	derzeitigen	Novellierung	der	EU-Luftqualitätsrichtlinien,	die	aktuell	geltenden	
Luftqualitätsgrenzwerte	stärker	an	die	aktualisierten	Luftqualitätsleitlinien	der	WHO	
anzunähern.	

Der	für	PM2,5	empfohlene	Maximalwert	der	WHO	wird	fast	überall	in	Deutschland	überschritten.	
Hier	werden	die	Holzheizungen	weiterhin	im	Fokus	stehen,	da	sie	einen	vergleichsweisen	hohen	
Anteil	an	den	Emissionen	haben	und	in	den	letzten	Jahren	nur	geringe	Minderungen	der	
Emissionen	zu	verzeichnen	waren.		

Insbesondere	können	sich	Einschränkungen	ergeben,	wenn	die	geltenden	Grenzwerte	für	
Feinstaub	in	der	Außenluft	im	Rahmen	der	Novellierung	der	EU-Luftqualitätsrichtlinien	
verschärft	werden	und	diese	Grenzwerte	in	Deutschland	nicht	mehr	überall	eingehalten	werden.	

Die	wahrscheinliche	Überschreitung	neuer	Grenzwerte	bildet	die	Grundlage	für	die	Umsetzung	
weiterer	Maßnahmen	zur	Reduzierung	der	Feinstaubemissionen	aus	Holzfeuerungen	im	
Rahmen	der	lokalen	Luftreinhalteplanung.	Das	bedeutet,	dass	eine	Überschreitung	von	
(zukünftigen)	Luftqualitätsgrenzwerten	auch	zu	einer	Einschränkung	des	Betriebs	von	
Biomasseheizungen	und	insbesondere	von	Einzelraumfeuerungen,	die	nicht	die	einzige	
Wärmequelle	der	Wohnung	sind,	führen	kann.		

2.2 Wald als Kohlenstoffsenke  
 

14	WHO	(2006):	Air	quality	guidelines	for	particulate	matter,	ozone,	nitrogen	dioxide	and	sulfur	dioxide	–	Globalupdate	2005	–	
Summaryof	risk	assessment,	https://www.who.int/phe/health_topics/outdoorair/outdoorair_aqg/en/	
15	WHO/Europe	(2013):	Review	of	evidence	on	health	aspects	of	air	pollution	–	REVIHAAP,	http://www.euro.who.int/en/health-
topics/environment-and-health/air-quality/publications/2013/review-of-evidence-on-health-aspects-of-air-pollution-revihaap-
project-final-technical-report	
16	https://www.sciencedirect.com/science/article/pii/S0160412020319292	
17	https://www.bmj.com/content/374/bmj.n1904	
18	https://www.sciencedirect.com/science/article/pii/S0160412020318316	
19	https://www.who.int/news-room/feature-stories/detail/what-are-the-who-air-quality-guidelines	
20	https://apps.who.int/iris/handle/10665/345329	
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Für	die	Erreichung	des	deutschen	THG-Neutralitätsziels	2045	spielen	die	
Kohlenstoffspeicherung	in	Wäldern	und	deren	Holzprodukte	eine	entscheidende	Rolle.		
Auf	Basis	der	letzten	deutschlandweiten	Kohlenstoffinventur	(in	2017)	konnten	von	2012	bis	
2017	jährlich	rund	68	Mio.	t	CO2-Äquivalente	Kohlenstoff	eingebunden	werden.	Zusätzlich	
betrug	die	jährliche	Speicherleistung	in	Holzprodukten	durchschnittlich	3	Mio.	t	CO2-
Äquivalente.	Das	entspricht	8	%	der	gesamten	mittleren	THG-Emissionen	von	2012-2017	in	
Deutschland.21		

Mit	der	Novellierung	des	Bundes-Klimaschutzgesetzes	von	August	2021	wurde	ein	sukzessiver	
Ausbau	der	natürlichen	Senken	festgelegt.	Natürliche	Senken,	also	Kohlenstoffeinbindungen	in	
Wäldern	und	deren	Holzprodukte,	werden	neben	Emissionen	aus	Grünland,	Ackerland,	
Feuchtgebieten	und	Siedlungen,	im	Sektor	Landnutzung,	Landnutzungsänderungen	und	
Forstwirtschaft	(„land	use,	land	use	change	and	forestry“,	LULUCF)	erfasst.	Ziel	ist	es,	für	die	
Erreichung	von	THG-Neutralität	nicht	vermeidbare	Restemissionen	(z.B.	aus	
landwirtschaftlichen	Tierbeständen)	durch	Kohlenstoffeinbindungen	im	LULUCF-Sektor	
auszugleichen.		

Neben	natürlichen	Einflussfaktoren	wie	zum	Beispiel	den	vermehrten	Aufkommen	von	
Dürreperioden,	Stürmen	und	Waldbränden	ist	die	energetische	Holznutzung	großes	
Risiko	für	den	Erhalt	und	Aufbau	des	Kohlenstoffspeicherung	in	Biomasse.	Bei	der	
stofflichen	Nutzung,	wie	bei	der	Substitution	energieintensiver	Materialien	wie	Zement,	Beton	
und	Stahl,	z.B.	im	Bausektor,	durch	biogene	Materialien	und	beim	Einsatz	von	Holz	in	Möbeln	
gegenüber	energieaufwändiger	Alternativen,	kann	die	Funktion	der	Kohlenstoffsenke	
beibehalten	werden.	Durch	Kaskadennutzen	und	Verwendung	von	recyceltem	Holz	kann	die	
Kohlenstoffbilanz	weiter	verbessert	werden.	Hingegen	gehen	bei	der	energetischen	Holznutzung	
die	Vorteile	einer	langen	Kohlenstoffbindung	wie	bei	der	stofflichen	Nutzung	verloren.	Zudem	
wird	durch	die	Verbrennung	Kohlenstoff	unmittelbar	in	die	Atmosphäre	abgegeben	und	damit	
zum	Anstieg	der	CO2-Konzentration	beigetragen.			

Die	Flächenneuinanspruchnahme	(durch	Siedlungs-	und	Infrastrukturflächen)	bedroht	
die	Ausbauziele	der	natürlichen	Kohlenstoffsenken.	Neben	der	Erschließung	von	Grünland	
betrifft	die	Flächenneuinanspruchnahme	Waldgebiete	und	beträgt	derzeit	ca.	54	ha	pro	Tag.	
Entsprechend	der	Deutschen	Nachhaltigkeitsstrategie	soll	die	Flächenneuinanspruchnahme	auf	
weniger	als	30	ha/Tag	bis	2030	und	bis	2050	zu	einer	Flächenkreislaufwirtschaft	
(Flächenverbrauch	=	netto-null)	gesenkt	werden.		

Handlungserfordernisse	für	den	Erhalt	und	Ausbau	der	Kohlenstoffsenken	im	Wald	und	
in	Holzprodukten	und	Synergien	mit	Umwelt-	und	gesellschaftlichen	Zielen.	Zum	einen	
muss	der	Fokus	auf	die	stoffliche	Holznutzung	gelegt	werden.	Zum	anderen	müssen	neben	einer	
Reduzierung	der	Flächenneuinanspruchnahme	insbesondere	der	Waldumbau	und	eine	
naturnahe	Waldbewirtschaftung	weiter	vorangetrieben	werden.	Der	Waldklimaschutzes	geht	
dabei	einher	mit	zahlreichen	Vorteilen	für	den	Biodiversitätsschutz	und	anderen	Umwelt-	und	
gesellschaftlichen	Zielen.	So	filtern	Wälder	Schadstoffe	aus	der	Luft,	schützen	den	Boden	vor	
Erosion	und	tragen	zur	Grundwasserbildung	bei.	Darüber	hinaus	ergeben	sich	Vorteile	für	die	
Anpassung	an	den	Klimaschutz	(Vermeidung	von	Hitzeinseln	und	Versiegelung	in	Städten	durch	
bewaldete	Parkanlagen	und	Grünflächen).		

 

3 Biomethan 
 

21	Vgl.	Umweltbundesamt	(2022),	Trendtabelle	THG-Gase	1990-2020.	
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3.1 Verfügbares Potenzial und Umweltwirkung 
Biomethan	wird	aus	Biogas	hergestellt,	das	energiebezogen	heute	noch	zu	rund	75	%	aus	
Anbaubiomasse	(insb.	Mais)	gewonnen	wird.22	Über	die	Belegung	knapper	Flächen	an	Ackerland	
und	einen	hohen	Wasserverbrauch	konkurriert	es	daher	u.a.	mit	der	Erzeugung	von	
Nahrungsmitteln	und	bringt	i.d.R.	die	bekannten	hohen	Umweltbelastungen	intensiver	
Erzeugung	landwirtschaftlicher	Produkte	mit	sich.	Bezogen	auf	die	Flächenbelegung	ist	Biogas	
deutlich	ineffizienter	als	bspw.	Photovoltaik.	Pro	Hektar	kann	im	Jahr	rund	34	bis	52	mal	mehr	
Strom	durch	Photovoltaik-Neuanlagen	(788	MWh)	erzeugt	werden,	als	beim	Maiseinsatz	in	
Biogasanlagen	(15	bis	23	MWh).	Durch	diesen	deutlichen	Nachteile	und	die	daraus	zu	folgernde	
Notwendigkeit	einer	Beschränkungen	der	Biogasproduktion	aus	nachwachsenden	Rohstoffen,	
ist	auch	das	Mengenpotenzial	insgesamt	sehr	deutlich	beschränkt	und	nachhaltig	darstellbare	
Mengen	an	Biogas/	Biomethan	(aus	biogenen	Rest	und	Abfallstoffen)	sollten	nur	da	zum	Einsatz	
kommen,	wo	verbrennungsfreie	Alternativen	nicht	existieren.	In	unserer	Studie	BioRest	werden	
solche	Nischenanwendungen	z.B.	für	einigen	Hochtemperaturanwendungen	in	der	Industrie	
gesehen.	Zum	Heizen	von	Gebäuden	aber	sollte	Biomethan	möglichst	nicht	genutzt	werden.	
Dafür	ist,	bei	Beachtung	von	Nachhaltigkeitsaspekten	und	bestehender	Alternativen,	dieser	
Brennstoff	schlicht	zu	knapp.23	

3.2 Klimawirkung 
Biomethan	ist	kein	treibhausgasneutraler	Brennstoff.	Es	verursacht,	je	nach	eingesetztem	
Substrat	für	die	Biogaserzeugung,	rund	100	(Abfall)	bis	160		g	CO2-Äq.	/	kWh	(Energiepflanzen)	
und	verringert	die	Treibhausgasemissionen	gegenüber	Erdgas	(250	g/kWh)	um	36-60	%.		

Biomethan	vermeidet	bei	der	Stromerzeugung	das	2,3-	bis	3,4-fache	an	Treibhausgasen	
als	bei	der	Wärmeerzeugung.	Im	Falle	von	Biomethan	lagen	die	netto	vermiedenen	
Emissionen	bei	der	Wärmeerzeugung	im	Jahr	2021	bei	ca.	1	Mio.	t	CO2Äq.	und	der	spezifische	
Vermeidungsfaktor,	d.h.	die	Treibhausgaseinsparung	pro	eingesetzter	Kilowattstunde	
Biomethan,	bei	einer	Höhe	von	ca.	240	g	CO2Äq./kWh	Biomethan.	Sofern	Biomethan	
ausschließlich	Erdgas	substituiert	,	sinkt	der	Vermeidungsfaktor	auf	ca.	160	g	CO2Äq./kWh.	Der	
Vermeidungsfaktor	für	Biomethan	für	die	Stromerzeugung	beträgt	im	Vergleich	dazu	ca.	
545	g	CO2Äq/kWh.24	

Sofern	es	sich	bei	der	Biomassenutzung	nicht	um	biogene	Reststoffe	und	Abfälle	handelt,	sind	
bei	der	Emissionsbilanzierung	Landnutzungsänderungen	durch	den	Energiepflanzenanbau	zu	
beachten.	Bezieht	man	diese	mit	ein,	ist	eine	deutliche	Reduktion	der	bilanzierten	
Vermeidungswirkung	zu	erwarten.		

Ferner	liegt	der	Bilanzierung	die	Annahme	zugrunde,	dass	sämtliches	Biomethan	in	KWK-
Anlagen	verwendet	wird.	Sollte	in	Zukunft	ein	zusätzlicher	Einsatz	in	Gaskesseln	erfolgen,	
müsste	man	eine	geringere	Umwandlungseffizienz	im	Vergleich	zu	KWK-Anlagen	
zugrunde	legen.	Dies	hätte	wiederum	eine	weitere	Reduktion	der	Vermeidungswirkung	von	
Biomethan	im	Bereich	Wärme	und	darüber	hinaus	einen	Wegfall	der	Vermeidungswirkung	im	
Bereich	Strom	zur	Folge.	Hierdurch	würde	sich	die	gesamte	Vermeidungswirkung	von	
Biomethan	erheblich	reduzieren.	

 

22	FNR,	Basisdaten	Bioenergie	Deutschland	202.	Grafiken	Tabellen	Kennwerte,	Gülzow-Prüzen	2022	

23	Umweltbundesamt,	BioRest:	Verfügbarkeit	und	Nutzungsoptionen	biogener	Abfall-	und	Reststoffe	im	Energiesystem	(Strom-,	
Wärme-	und	Verkehrssektor,	TEXTE	115/2019,	Dessau-Roßlau	2018	
24	Umweltbundesamt,	Emissionsbilanz	erneuerbarer	Energieträger,	Climate	Change	71/2021,	Dessau-Roßlau	2021	
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4 Lösungen für schwierige Einbausituationen 
Wohngebäude:		

► Mehrfamilienhäuser	allgemein:		

l In	vielfältigen	Lösungen	denken	für	Wärmequellen	(Abwasser,	Eisspeicher,	kalte	
Nahwärme,	PVT-Kollektoren)	und	Aufstellorte	(z.B.	Technikraum	im	Keller,	
Technikraum	im	Dachboden,	Technikcontainer	im	Hof).	Warmwassertemperatur	kann	
mit	dezentralen	Frischwasserstationen	gesenkt	werden.	

l Überblick	über	technische	Lösungen	unter	
https://heatpumpingtechnologies.org/annex50/solution-matrix/,	darunter	z.B.	halb-
zentrale	Lösungen	mit	zentraler	Wärmepumpe	für	Grundtemperierung	und	
wohnungsweisen	„Booster-Wärmepumpen“	für	höhere	Heiztemperaturen	und	
dezentrale	Warmwasserbereitung25	

► Mehrfamilienhäuser	mit	Gasetagenheizungen	(ca.	1,2	Mio.	Gebäude),	Einzelöfen,	
Nachtspeicherheizungen	(ca.	1	Mio.	Gebäude):		

l Zur	Einordnung:	Der	Großteil	an	Gasetagenheizungen	befindet	sich	in	mittelgroßen	
Mehrfamilienhäusern	mit	3-12	Wohnungen,	errichten	überwiegend	vor	1978.	

Abbildung 2: Verbreitung von Gasetagenheizungen 

	 	
Quelle: StaBA, Sonderauswertung des Zensus 2010 

l Umstellung	des	ganzen	Gebäudes	(s.o.)	ist	technisch/ökonomisch	sinnvoll,	aber	nicht	
zwingend.		

l Bei	Gasetagenheizungen	können	zunächst	nur	die	übereinander	liegenden	Wohnungen,	
deren	Gasetagenheizungen	sich	den	gleichen	Schornstein	teilen,	auf	eine	gemeinsame	

 

25	https://www.daikin.eu/content/dam/internet-
denv/catalogues_brochures/residential/Daikin%20Altherma%203%20WS%20for%20collective%20housing_Product%20catalogu
e_ECPEN22-754_English.pdf		

1	Wohnung
13%

2	Wohnungen
14%

3	bis	6	Wohnungen
33%

7	bis	12	Wohnungen
33%

13	bis	20	Wohnungen
5%

21	Wohnungen	und	mehr
2%

Anzahl	der	Wohnungen	
mit	Gasetagenheizung

<	1919;	24%

1919	-1948;	19%1949-1978;	42%

1979-1986;	6%

1987-1990;	2%
1991-2000;	4%

>	2001;	3%

Baujahr	der	Wohnungen	
mit	Gasetagenheizung
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Wärmepumpe	umgestellt	werden	(dabei	werden	Steigleitungen	zu	den	Anschlüssen	der	
Gasetagenheizungen	gelegt;	Wärmepumpe	im	Keller	oder	im	Dachboden).	

l Wohnungsweise	Wärmepumpen	sind	in	Deutschland	noch	unüblich,	werden	aber	in	NL	
wohl	bereits	eingesetzt.26	Bei	Außenluft	als	Wärmequelle	ist	Schallschutz	(Geräusche	
und	Vibrationen)	zu	beachten.	

► Reihenhäuser:		

l Wärmequelle	Luft:	Mit	ausreichend	Schallschutz	(bis	hin	zu	Schalldämmhaube)	vor	dem	
Haus	(Mindestabstand	zu	Nachbargrundstück	beachten,	solange	noch	nicht	anderweitig	
geregelt),	Innenaufstellung	im	Keller	mit	Luftführung	über	Kellerfenster/-schächte,	
Aufstellung	im	Dachboden	mit	Luftführung	über	Luftgitter	im	Dach.	

l Wärmequelle	Erdreich:	Erdsonde	mit	Haus-Wärmepumpe	im	Keller/Technikraum,	
besser	wäre	gemeinsames	Erdsondenfeld	für	die	Reihenhauszeile	mit	zentraler	
Wärmepumpe	(Wärmenetz)	oder	Haus-Wärmepumpen	(kaltes	Wärmenetz)	

Nicht-Wohngebäude:	

► z.B.:	Hallengebäude	mit	Strahlungsheizung	(Hell-/Dunkelstrahler):	Grundtemperierung	mit	
Wärmepumpen-beheizten	Luftkonvektoren,	an	einzelnen	Arbeitsplätzen	ggf.	Zuheizung	mit	
Elektro-Heizstrahlern	

5 Variante b): Grenzziehung zwischen den beiden Stufen 
Die	drei	Kriterien	für	die	Abgrenzung	der	beiden	Stufen	in	Variante	b)	mit	der	Priorisierung	von	
Wärmepumpen	und	Wärmenetzen	beschreiben	die	relevanten	Handlungsfelder,	sind	aber	für	
die	alltagssichere	Anwendung	unbedingt	zu	präzisieren:	

► „technisch	nicht	möglich“:	Dies	wird	nur	in	den	allerwenigsten	Fällen	zutreffen,	weil	die	
technische	Machbarkeit	angesichts	der	Vielfalt	an	Einsatzmöglichkeiten	prinzipell	möglich	
ist.	Dennoch	sind	folgende	Situationen	denkbar:	

l Die	Vorlauftemperatur	kann	im	Zuge	des	Heizungstauschs	(oder	bei	Havarien	innerhalb	
der	Nachbesserungfrist)	durch	Teilsanierungmaßnahmen,	Heizkörpertausch	oder	-
ergänzung	nicht	so	weit	abgesenkt	werden,	dass	eine	Wärmepumpe	als	alleinige	Heizung	
oder	eine	Hybridwärmepumpe	mit	65	%	EE-Anteil	betrieben	werden	kann.	Es	gibt	
inzwischen	speziell	für	den	Einsatz	in	Bestandsgebäuden	konzipierte	Geräte.	Hersteller	
geben	bis	zu	75	°C	Vorlauftemperatur	an,	was	aber	in	der	Regel	eine	
Temperaturerhöhung	gegenüber	der	Wärmequelle	meint	und	daher	bei	einer	
Auslegungstemperatur	von	-10	°C	eher	eine	Vorlauftemperatur	von	60-65	°C	bedeutet.	

l Die	Wärmepumpe	selbst	ist	nicht	installierbar:	Es	gibt	keine	nutzbare	Wärmequelle	
(Außenluft	ist	prinzipiell	überall	verfügbar;	auch	Alternativen	zu	Außenluft	sind	zu	
prüfen),	es	ist	kein	Platz	vorhanden	(weder	im	Haus	noch	außerhalb	des	Hauses	noch	auf	
dem	Dach	oder	im	Dachboden),	verfügbare	Wärmepumpen	können	keine	ausreichende	
Vorlauftemperatur	und	Heizleistung	bereitstellen.	

► „rechtlich	nicht	zulässig“:	Es	ist	denkbar,	dass	auch	nach	der	absehbaren	Rechtsanpassung	in	
Einzelfällen	Mindestabstände	nicht	eingehalten	oder	die	Lärmimmissionen	nicht	
ausreichend	begrenzt	werden	können,	z.B.	bei	größeren	Anlagen.	Analog	zum	GEG	könnte	

 

26	https://heatpumpingtechnologies.org/annex50/case-studies/,	Abschnitt	„Netherlands“,	Beispiel	“Hoog	Lindoduin”	
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eine	Formulierung	wie	„wenn	andere	öffentlich-rechtliche	Vorschriften	entgegenstehen“	in	
Frage	kommen.	Das	Verhältnis	zu	denkmalrechlichen	Vorgaben	sollte	näher	geprüft	werden,	
da	eine	an	oder	neben	dem	Gebäude	installierte	Wärmepumpe	als	Beeinträchtigung	des	
Erscheinungsbildes	beurteilt	werden	könnte.	

► „wirtschaftlich	nicht	vertretbar“:	Bemessungsmaßstäbe	für	Unwirtschaftlichkeit	müssen	
zwingend	vorgegeben	werden,	sowohl	Randbedingungen	als	auch	Methoden,	entweder	
direkt	in	der	gesetzlichen	Regelung	oder	in	einem	Merkblatt.	Das	betrifft	vor	allem	
Energiepreise,	Preissteigerungsraten	und	zu	kalkulierende	Umweltkosten27	(wenigstens	
CO2-Schattenpreise	oder	BEHG-Preispfad).	Solche	Eckpunkte	wären	auch	für	die	
Energieberatung	hilfreich.	„Unvertretbar“	sollte	eine	Lösung	mit	65	%	erneuerbaren	
Energien	nur	dann	sein,	wenn	auch	mit	Förderung	ihre	Lebenszykluskosten	höher	oder	der	
Kapitalwert	(berechnet	nach	DIN	EN	17463)28	niedriger	sind	als	Alternativen	mit	
geringerem	Anteil	erneuerbarer	Energien.		

In	jedem	Fall	sollte	dann	dennoch	ein	möglichst	hoher	Anteil	erneuerbarer	Energien	
erreicht	werden	müssen,	d.h.	der	EE-Anteil	wäre	iterativ	so	lange	zu	senken,	bis	kein	
technisches,	rechtliches	oder	wirtschaftliches	Hindernis	mehr	besteht.	

Um	eine	ausreichende	Datengrundlage	für	den	Erfahrungsaustausch	zu	sammeln,	sollten	
Ausnahmefälle	der	örtlichen	Vollzugsbehörde	vorgelegt	werden,	damit	die	Bundesländer	diese	
sammeln	können,	um	daraus	regelmäßige	Erfahrungsberichte	zusammenzustellen.	

6 Wie kann der Vollzug wirksam organisiert werden? 
Eine	zentrale	Rolle	sollten	die	Bezirksschornsteinfeger	übernehmen,	die	ohnehin	bereits	
mit	Überwachungsaufgaben	beliehen	sind,	auch	im	Zuge	des	Gebäudeenergiegesetzes.	
Ihre	Rolle	wird	sich	darauf	konzentrieren,	die	Rechtfertigung	von	Ausnahmefällen	zu	erfassen,	
auf	Plausibilität	zu	überprüfen	und	an	die	zuständigen	Behörden	zu	übermitteln.	Eine	tiefere	
Überprüfung,	ob	ein	ausreichender	Anteil	erneuerbarer	Energien	erreicht	wird	oder	die	Gründe	
für	Ausnahmen	hinreichend	gerechtfertigt	sind,	wird	nur	selten	möglich	sein.		

Die	zuständigen	Behörden	können	sich	dann,	eine	entsprechende	personelle	Ausstattung	
vorausgesetzt,	um	Fristsetzungen	und	deren	Kontrolle	kümmern.	Der	Vollzug	kann	zudem	nur	
wirksam	sein,	wenn	von	Anfang	an	ausreichend	Tatbestände	für	Ordnungswidrigkeiten	
festgelegt	werden.	

7 Warum keine Ersatzmaßnahmen wie KWK oder 
Gebäudedämmung anerkannt werden sollten 

Der	Gebäudesektor	hinkt	bei	den	Sektorzielen	deutlich	hinterher.	Es	besteht	
wissenschaftlicher	Konsens	darüber,	dass	es	sowohl	einer	Verbrauchsreduzierung	bedarf,	die	
durch	eine	hohe	Sanierungsrate	und	eine	ausreichende	Sanierungstiefe	erreicht	wird,	als	auch	
die	Energieversorgung	auf	der	Grundlage	erneuerbarer	Energien	erfolgen	muss.	Es	stellt	sich	
also	nicht	die	Frage	ob	das	eine	das	andere	ausgleicht,	sondern	es	werden	dringend	beide	
Maßnahmenspektren	benötigt,	um	die	Energie-	und	Klimaschutzziele	zu	erreichen.	

 

27	https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/methodenkonvention-umweltkosten		
28	Die	DIN	EN	17463	wird	in	der	Carbon-Leakage-Verordnung	(BECV)	unmittelbar	vorgeschrieben,	indirekt	auch	für	Energie-Audits	
gemäß	EDL-G,	das	auf	die	DIN	EN	16247	verweist,	die	wiederum	die	Anwendung	der	Kapitalwertberechnung	nach	DIN	EN	17463	
vorgibt.	
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Ersatzmaßnahmen	führen	zu	einer	Ausweichbewegung,	die	a)	aufwendig	zu	organisieren	und	
zu	prüfen	und	b)	nicht	zielführend	mit	Blick	auf	die	Sektorziele	ist.			

KWK	nutzt	in	der	Regel	fossile	Brennstoffe.	Rechnerisch	substituiert	KWK	zwar	fossile	
Energieträger	in	der	Stromerzeugung	(v.a.	die	Stromgutschrift-Methode	im	GEG	macht	sich	
diesen	Umstand	besonders	deutlich	zunutze),	es	werden	dennoch	fossile	Brennstoffe	
eingesetzt.	Deshalb	sollte	KWK	mit	fossilen	Brennstoffen	nicht	als	Erfüllungsoption	genutzt	
werden.		

8 Technikneutralität nur dort, wo sie sinnvoll zum Ziel führt 
Im	Kontext	der	Wärmewende	wird	häufig	die	Forderung	nach	Technikneutralität	bzw.	
Technologieoffenheit	vorgebracht.	Diese	ist	in	Märkten	sinnvoll,	in	denen	sich	einzelne	
Techniken	erst	als	effizient	herausstellen	müssen	und	die	Nachfrageseite	überhaupt	ausreichend	
Flexibilität	hat.		

Wärmepumpen	sind	in	(europäischen)	Märkten	bereits	voll	etabliert	und	Stand	der	
Technik	(eine	Ausnahme	bilden	hier	Großwärmepumpen,	hier	gibt	es	noch	einen	gewissen	
Etablierungsbedarf).	Alle	aktuell	vorliegenden	Studien,	die	eine	gesamtsystemische	
Betrachtung	auf	die	Transformation(en)	aufzeigen,	legen	dar,	dass	Wärmenetze	und	
Wärmepumpen	die	zentralen	Techniken	sind,	die	die	Erreichung	der	Klimaschutzziele	
ermöglichen	und	dabei	auch	bestehenden	Potenzialrestriktionen,	etwa	bei	der	Biomasse,	
Rechnung	tragen.	

Der	Markt	kann	seiner	Suchfunktion	nach	den	effizientesten	Lösungen	im	
Gebäudebestand	nicht	oder	nur	allenfalls	eingeschränkt	gerecht	werden;	umso	wichtiger	
sind	verlässliche,	planbare	und	zielführende	Rahmenbedingungen.	Denn	sobald	die	
Entscheidung	für	oder	gegen	eine	Heiztechnik	erst	einmal	getroffen	ist,	sind	weitgehende	
Handlungsmöglichkeiten	für	rund	zwei	Jahrzehnte	fixiert.	Flexibilität	bei	unkalkulierten	
Energiepreissprüngen	(wie	derzeit	bei	Erdgas;	in	Folge	auch	bei	Holzbrennstoffen	oder	
Biomethan)	gibt	es	dann	nur	noch	in	geringem	Umfang	bei	der	Wahl	des	Energielieferanten	oder	
in	der	energetischen	Sanierung	des	Hauses.	Mieter*innen	haben,	abgesehen	von	Umzug,	gar	
keinen	Einfluss	auf	solche	Entscheidungen.		

Ein	klares	politisches	Signal,	dass	dieser	Transformationspfad	beschritten	wird,	ermöglicht	
Planungssicherheit	für	Hauseigentümer*innen,	Planer*innen	und	Technikinstallateur*innen	
und	hat	damit	das	Potenzial,	den	großen	Verzug	bei	der	Erreichung	der	sektoralen	
Einsparziele	im	Gebäudebereich	aufzuholen.	Technikoffenheit	besteht	weiterhin	bei	der	
Wahl	der	Wärmepumpentechnik	(Wärmequelle,	Einbindung	ins	Gebäude).	

9 Weitere Aspekte 
Zu	3.	Erfüllungsoptionen	

► Nutzung	grüner	Gase	(S.	4):	Da	der	Bezug	grüner	Gase	keiner	oder	nur	geringster	
technischer	Änderungen	am	Gebäude	und	der	Heiztechnik	bedarf	und	damit	keine	
Investitionen	erfordert,	wird	diese	Erfüllungsoption	häufig	gewählt	werden.	Da	die	
Potenziale	an	diesen	Gasen	begrenzt	(Biomethan,	s.o.)	oder	noch	gar	nicht	verfügbar	
(Wasserstoff)	sind,	wird	es	zu	starken	Preisanstiegen	kommen.	Gruppen,	die	auf	diese	
Entscheidungen	keinen	Einfluss	nehmen	können	aber	die	entstehenden	Kosten	zu	tragen	
haben,	sind	daher	zu	schützen	–	deshalb	ist	die	vorgesehende	Mieterschutzvorschrift	bei	
Einsatz	von	grünen	Gasen	besonders	wichtig.	
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► Einbau	einer	Hybridheizung	(S.	5f.):	Die	Heizlast	der	Hybrid-Wärmepumpe	sollte	nicht	im	
Prüfpunkt	A2/W35	bemessen	werden.	Das	wäre	allenfalls	für	Häuser	mit	Fußbodenheizung	
zutreffend.	In	der	Mehrzahl	der	Fälle	mit	Heizkörpern	ist	im	Auslegungspunkt,	d.h.	in	der	
kältesten	Periode	des	Jahres,	eine	Vorlauftemperatur	von	55	°C	oder	höher	erforderlich.	
Daher	sollte	die	Leistung	der	Hyridwärmepumpe	bei	Nennleistung	(z.B.	gemäß	Verordnung	
(EU)	Nr.	813/2013	für	Betrieb	mit	Heizkörpern;	mittleres	Temperaturniveau)	mindestens	
30	%	der	Nennleistung	des	Spitzenlastkessels	betragen.	

► Einbau	einer	Stromdirektheizung	(S.	5):	Die	Schwelle	für	die	Heizlast	fehlt,	um	einen	
„äußerst	niedrigen	Wärmebedarf“	abzugrenzen.	Für	Neubauten	sollte	die	Grenze	auf	
Passivhaus-Niveau,	d.h.	10	W/m²	liegen,	für	Bestandsgebäude	kann	die	Grenze	etwas	erhöht	
werden	auf	rund	15	W/m².	

► Elektrische	dezentrale	Warmwassererhitzer	(S.	5)	sollten	elektronisch	geregelt	sein.	Am	
Markt	sind	noch	hydraulisch	geregelte	Durchlauferhitzer	verfügbar,	die	mehr	Strom	
verbrauchen.	

► Beratungsgespräch	für	Stufe	2	in	Variante	b):	Grundlage	für	ein	Beratungsgespräch	könnte	
ein	Faltblatt	mit	den	zentralen	Informationen	über	Umfang	der	Regelung	und	
Lösungsmöglichkeiten	sein,	z.B.	analog	zum	Faltblatt	für	das	Heizungslabel.29	

► Neben	Wärmepumpen	und	Wärmenetzen	sollten	auch	weitere	Erfüllungsoptionen	
anerkannt	werden,	die	ohne	den	lokalen	Einsatz	von	Brennstoffen	auskommen.	So	ist	
denkbar,	dass	in	wenigen	Jahren	Salzspeichermodule	den	Deckungsgrad	solarthermischer	
Anlagen	signifikant	erhöhen	werden.30	

► Prinzipiell	kämen	auch	Klimageräte	mit	Heizfunktion	(bzw.	Luft-Luft-Wärmepumpen)	als	
Erfüllungsoption	in	Betracht.	Diese	versorgen	in	der	Regel	jedoch	nur	einzelne	Räume,	
weshalb	sie	auch	nur	anteilig	angerechnet	werden	sollten.	Zudem	ist	eine	Verknüpfung	mit	
der	Regelung	der	Zentralheizung	sicherzustellen,	damit	im	Betrieb	die	Räume	von	der	
Zentralheizung	nicht	so	weit	aufgeheizt	werden,	dass	die	Luft-Luft-Wärmepumpe	nichts	
mehr	beitragen	kann.	

► Ist	die	Umsetzung	aufgrund	von	Fachkräfte-	oder	Materialmangel	nicht	möglich,	könnte	die	
für	Havariefälle	vorgesehene	Frist	angesetzt	werden.	

Zu	4.	Härtefälle	und	Sonderfälle	

► Umstellung	aller	Heizungen	bis	2045	in	Härte-/Sonderfällen:	23	Jahre	bis	2045	sind	ein	
ausreichender	Planungshorizont,	auch	die	Härte-	und	Sonderfälle	umzurüsten.	Darüber	
hinaus	wird	das	Cap	im	BEHG	zusammen	mit	dem	CO2-Preis	bewirken,	dass	
Treibhausgasemissionen	aus	fossilen	Brennstoffen	nur	noch	in	einem	geringen	Umfang	
zulässig	sein	werden,	der	mit	dem	Klimaschutzgesetz	vereinbar	ist.	

► Zwischenlösungen	wie	gemietete	oder	Gebrauchtgeräte	können	für	Havariefälle	durchaus	
praktikable	Lösungen	sein.	

► Auch	Nachtspeicherheizungen	sollten	unter	die	Regelungen	für	Einzelöfen	fallen.	

► Contracting-Angebote	und	ebenso	andere	Finanzierungsmodelle	(Leasing	bis	hin	zu	
Wärmepumpen-Ausschreibungen	durch	den	Bund)	haben	das	große	Potenzial,	die	

 

29	https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Publikationen/Energie/flyer-effizienzlabel-fuer-alte-heizungen.html		
30	Vgl.	https://elements.evonik.de/wp-content/uploads/2020/03/ELEMENTS_01_20_Man_nehme_etwas_Salz_DE.pdf		
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Heizungen	mit	erneuerbaren	Energien	erschwinglicher	zu	machen,	insbesondere	wenn	nicht	
genug	Eigenkapital	aufgebracht	werden	kann	und	kein	Kredit	gewährt	wird	(z.B.	zu	geringes	
Einkommen,	zu	hohes	Alter,	zu	geringer	Gebäudewert).	Finanzierungsmodelle	sollten	
unbedingt	durch	den	Bund	unterstützt	werden.	Das	kann	die	Übernahme	von	
Ausfallgarantien,	die	Förderung	der	Projektvorbereitung	einschließlich	der	
Projektbündelung	oder	die	Entwicklung	neuer	Ansätze	(Schwerpunkt	auf	vulnerable	
Haushalte	in	einem	Energieeffizienz-Verpflichtungssystem	gemäß	EU-Energieeffizienz-
Richtlinie,	gepoolte	Kapitalmarkt-Anleihen31)	umfassen.		
Zur	Einordnung	der	Problematik:	Allein	in	den	ersten	zwei	Einkommensdezilen	finden	sich	
laut	EVS	2018	in	Deutschland	728.000	Eigentümer*innen-Haushalte.32	Dies	entspricht	einem	
Anteil	von	etwa	3,5	%	aller	Eigentümer*innen-Haushalte	in	Deutschland.	70	%	dieser	
Haushalte	leben	außerhalb	von	Agglomerationsräumen.	Das	durchschnittliche	
Nettoäquivalenzeinkommen	dieser	Gruppe	beträgt	rund	14.000	€/a	pro	Jahr.	In	dieser	
Gruppe	befinden	sich	u.a.	48	%	Rentner*innen-Haushalte,	11	%	Haushalte	im	
Transferleistungsbezug,	8	%	Arbeitslosen-Haushalte	und	32	%	Single-Haushalte.	

Zu	5.	Begleitende	Maßnahmen	

► Vorbereitende	Beratungsangebote,	z.B.	verpflichtend	bei	15	Jahre	alten	Heizkesseln,	sind	
eine	essenzielle	Begleitmaßnahme,	um	ausreichend	Vorlaufzeit	bis	zur	plötzlichen	Havarie	
einer	alten	Heizung	zu	gewinnen.	Dies	kann	primär	durch	die	Bezirksschornsteinfeger	
geschehen,	die	bereits	bei	15	Jahre	alten	Heizkesseln	das	Heizungslabel	gemäß	EnVKG	
anbringen	und	erste	Fragen	zum	Heizungstausch	beantworten	(in	dessen	Zuge	auch	ein	
einfaches	Verfahren	für	die	Kostenerstattung	eingerichtet	wurde).	Je	standardisierter	die	
unterstützenden	Unterlagen	für	die	Erstberatung	sind	(klassisches	Papier-Faltblatt	oder	
Online-Tools),	desto	stärker	kann	der	Kreis	der	Beratungsberechtigten	ausgeweitet	werden,	
so	dass	in	diesen	Fällen	den	Bezirksschornsteinfegern	nur	noch	eine	Bestätigung	über	ein	
Vorgespräch	vorgelegt	zu	werden	braucht.	

► Anforderungen	für	die	Energieeffizienz	im	Betrieb	sind	sinnvoll,	konkret:	Für	die	
Überwachung	der	Energieeffizienz.	Die	BEG	fordert	bereits	Wärmemengenzähler	und	ab	
2024	Energieeffizienzanzeigen	und	schafft	damit	die	erforderliche	Grundlage.	Auch	über	
Ökodesign	können	mittelfristig	Anforderungen	an	die	Ausstattung	neuer	Heizungen	mit	
Messtechnik	für	die	Effizienzüberwachung	gestellt	werden.33	Ausreichend	integrierte	
Messtechnik	kann	darüber	hinaus	die	energetische	Inspektion	aller	Arten	von	
Heizungsanlagen	gemäß	EPBD	vereinfachen,	die	in	Deutschland	nur	indirekt	über	die	
Messung	der	Abgasverluste	gemäß	1.	BImSchV	umgesetzt	ist.	In	diesem	Sinne	würde	auch	
eine	Erstinspektion	nach	1-2	Betriebsjahren	möglich,	da	die	Defizite,	die	eine	energetische	
Inspektion	nach	10	Jahren	feststellen	würde,	in	der	Regel	bereits	seit	dem	Einbau	der	
Heizung	bestehen.	

► Finanzielle	Unterstützung	wird	weiterhin	zentral	sein,	um	Heizungen	mit	erneuerbaren	
Energien	erschwinglich(er)	zu	machen.	Zum	Einen	kann	die	Förderung	für	den	
Heizungstausch	für	alle	Optionen,	die	einen	höheren	Anteil	als	65	%	erneuerbare	Energien	
erzielen,	wie	bisher	fortgesetzt	werden	(bei	der	energetischen	Gebäudesanierung	werden	

 

31	Prof.	Dr.	A.	Stomper,	Zur	Finanzierung	der	Energetischen	Gebäudemodernisierung:	EGM-Kapital.	Skizze	eines	Vorschlags,	Institut	
für	Financial	Economics,	HU	Berlin,	Climate-Change-Center	Berlin	Brandenburg,	1.3.2021,	https://amor.cms.hu-
berlin.de/~stompera/policypapers/egm_kapital.pdf		
32	Schumacher,	K.	et	al.	(2021):	Verteilungswirkungen	ausgewählter	klimapolitischer	Maßnahmen	im	Bereich	Wohnen.	
https://www.oeko.de/fileadmin/oekodoc/Verteilungswirkungen-ausgewaehlter-klimapolitischer-Massnahmen-im-Bereich-
Wohnen_Oeko-Institut.pdf			
33	Vgl.	Entwurf	der	KOM	für	eine	Überarbeitung	der	Verordnung	(EU)	Nr.	813/2013	aus	dem	September	2021.	



	

14 

auch	die	vollen	Investitionskosten	gefördert	und	nicht	nur	der	Anteil,	der	die	gesetzlichen	
Mindestanforderungen	übersteigt).	Zum	Anderen	sollten	Haushalte	mit	geringen	
Einkommen	höhere	Fördersätze	in	Anspruch	nehmen	dürfen,	v.a.	wenn	sie	keine	
alternativen	Finanzierungsmodelle	(s.o.)	nutzen	können	–	dies	wäre	eine	zentrale	
Maßnahme,	um	die	soziale	Akzeptanz	der	Vorschrift	abzusichern.	

► Die	sukzessive	Begrenzung	der	zulässigen	Betriebslaufzeit	von	Öl-	und	Gasheizungen	ist	
sinnvoll.	Sie	sollte	der	Vollständigkeit	halber	auch	Kohleheizungen	umfassen.	Ergänzend	
wird	das	BEHG	die	Laufzeiten	begrenzen	(s.o.).	
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